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A. Bericht des Abgeordneten Varelmann: 

1. Das Hauptanliegen des Gesetzentwurfs liegt 
kl § 1 Nr. 1. Es handelt sich dabei um folgenden 
Sachverhalt: 

Die Versidierungspflidit in der Arbeitslosenver- 
sidierung ist seit jeher abhängig von der Ver- 
sicherungspflicht in der Krankenversidierung so- 
wie bei Angestellten, die wegen der Höhe ihres 
Jahresaribeitsverdienstes nicht kxankenversiche- 
rungspfliditig sind, von der Versidierungspflidit 
kl der Angestelltenversicherung. Daran ist auch 
bei der Ne^estaltung des AVAVG durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbei^emdttlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 23. Dezember 1956 {BGBl.I S. 1018), 
das am 1. April 1957 in Kraft getreten ist, festge- 
halten worden. 

Demzufolge sind mit der Heraufsetzung der Ver- 
sirherungspflichtgrenze in der Angestelltenver- 
aidierung von 9000 auf 15 000 DM Jahresarbeits- 
Verdienst durdi das Angestelltenversicherungs- 
Neuregekingsgesetz vom 23. Februar 1957 (BGBl.I 
S. 88) die Angestellten mit Monatsentgelten zwi- 
schen 750 DM und 1250 DM nicht nur angestell- 
ten-, sondern automatisch auch 'arbeätslosenver- 
sicherungspflichtig geworden. Dieses Ergebnis war 
bei der Verabschiedung des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des AVAVG vom 23. Dezem- 
ber 1956 vorauszusehen und ist durch die Entschei- 
dung des Hohen Hauses, die Arbeitslosenveisiche- 
rungspflidit der Angestellten auch in 2kikunft wie 
bisher mit der Angestelltenversicherungspflidit zu 
koppeln, im voraus bejaht worden. ‘ 

Das Angestelltenversidierungs-Neuregekingsge- 
setz gibt in § 1 seiner Übergangsvorschriften den 
Angestellten das Bedit, die Befreiung von der An- 
gestellten versidierungspflidit zu beantragen, die 

1. erst auf Grund dieses Gesetzes angestelltenver- 
sidienmigi^flichtig werden, d. h. ein Monats- 
entgelt zwischen 750 DM und 1250 DM haben, 
und 


2. entweder bis 31. Mai 1957 das 50. Lebensjahi 
vollendet oder ednen Löbensversicherungsver- 
trag abgeschlossen 'haben, für den sie minde- 
stens soviel aufwenden, wie säe Beiträge zur 
Angestelltenversicherung zu zahlen hätten. 

Der besondere Personenkreis, der von dieser 
Möglichkeit der Befreiung von der Angestellten- 
versicberungspflicht Gebrauch macht, tut dies 
allein aus Gründen versorgungsrechtlächer- Art. Er 
imterscheidet sich aber in bezug auf das Häsiko der 
Arbeitslosigkeit in nichts von dem allgemeinen 
Personenkreis, der durch die Heraufsetzung der 
Angestelltenversicherungspflidiitgrenze nunmehr 
in der Angestellten- und damit zugleich auch in 
der Arbeitslosenversicherung versicherungspflidi- 
tig geworden ist oder später werden wird. Die Bei- 
behaltung der Kopx>elung der Arbeitslosenver- 
sicherungspflicht der Angestellten an die Ange- 
stellftenveracherungspflicht 'beruht nach dem Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzimg des AVAVG 
vom 23, Dezember 1956 auf der Überlegung, daß 
Angestellte mit Entgelten bds zur Höhe der Ange- 
stelltenversicherungspflichtgrenze des Arbeits- 
losenversicherungsschutzes ibedürfen, wobei ein 
allgemeiner Hinweis auf die auch heute noch be- 
stehende erhebliche Arbeitslosigkeit älterer Ange- 
stellter in diesem Zusammenhang genügen mag. 
Des ferneren war hierfür die Überlegung maß- 
gebend, daß die Angestellten, die nach der Höhe 
ihres Entgelts angestelltenversicherungspflichtig 
sind, an der Solidargemeinschaft teilnehmen sol- 
len, die von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
durch dde Beitragsleistung zur Arbeitslosenver- 
sicherung für die Erfüllung aller Aufgaben 
nach dem AVAVG gebildet wird. Es ist nicht an- 
(gängig, den gleichen Personenkreis in bezug auf 
ciie Arbeitslosenversidierungspfhcht differenziert 
zu behandeln. 

Der Ausschuß war daher mit Mehrheit der Auf- 
fassung, daß bei dem Personenkreis, der nur aus 
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verßorgiingisrechtlichen Gründen sich nach Arti- 
kel 2 § 1 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes auf Antrag von der Angestellten- 
versicherungspflicht befreien läßt, von dem allge- 
meinen Grundsatz der * Koppelung der Arbedts- 
losenversdcherungspflicht an die Angestelltenver- 
sicherunigspf licht albgewichen werden müsse, 
indem hier die Befreiung von der Angestellten- 
versidierungspflidit nicht zur Versidierungsfrei- 
heit in der Arbeitslosenversicherungspflicht führen 
dürfe. Dieses Ergebnis wird durch die Ergänzung 
des § 56 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG erreicht, wie sie 
§ 1 Nr. 1 des Entwurfs vorsieht. 

Die Auffassung einer Minderheit im Ausschuß 
ging demgegenüber dahin, daß kein Anlaß bestehe, 
von dem allgemeinen Grundsatz der Abhängigkeit 
der Versichenmgspflicht in der Arbeitslosenver- 
sicherung von der in der Angestelltenverslcherung 
wegen des hier in Betracht kommenden Personen- 
kreises abzugehen, zumal es sich um einen Per- 
sonenkreis handele, der nur auf Grund einer 
Übergangsbestimmung des Angestelltenversiche- 
rungs^Neuregelungsgesetzes in Erscheinunig trete, 
nämlich soweit er bis zum 31. Dezember 1957 
einen Antrag auf Befreiung von der Angestellten- 
versicherungspf licht stelle. Es wurde von der Min- 
derheit weiterhin darauf hingewiesen, daß die An- 
igestellten ihre Entschlüsse über die Stellung eines 
Antrages auf Befreiung von der Angestelltenver- 
sicherungspflicht und den Abschluß einer Lebens- 
versicheiung zum Teil unter Berücksichtigung der 
Befreiung von der Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht getroffen halben. 

2. Der Einfügung eines § 65 a lag folgende Über- 
legung zugrunde: 

Die Versicherungsgrenze der Angestelltenver- 
sicherung liegt nach dem An gestellten versiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz bei 15 000 DM, Dieses 
Gesetz kennt hiervon nur eine Ausnahme: Nach 
§ 4 Abs. 1 Nr, 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 7 
sind Angestellte auf Binnenschiffen oder deutschen 
Seefahrzeugen auch dann angestelltenversiche- 
rungspflichtig, wenn dlie Jahresarbeitsverdienst- 
grenze von 15 000 DM überschritten wird. 

In der knappsdiaftlichen Rentenversicherung 

ist nach dem Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelurugsgesetz eline Höchstgrenze von 


15 000 DM nur für leitende Angestellte vorge- 
sehen, denen Generalvollmacht oder Prokura er- 
teilt ist oder die berechtigt sind, Arbeitnehmer 
selbständig einzustellen imd zu entlassen. 

Nachdem der Bxmdestag im Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des AVAVG vom 23. Dezem- 
ber 1956 den Grundsatz aufgestellt hat, daß die 
Angestellten nur bis zur Grenze der Angestell- 
tenversicherungspflicht arbeitslosenversicherungs- 
pflichtig sein sollen, ist kein Anlaß erkennbar, von 
diesem Grundsatz bei solchen Angestellten abzu- 
weichen, für die, auch hier aus rein versorgungs- 
mäßigen Erwägungen, die Angestelltenversiche- 
runigspflicht über 15 000 DM hinausgeht. Deshalb 
sieht § 65 a für diesen Personenkreis in der Ar- 
beitslosenversicherung Versicherungsfreiheit vor. 
Die Tatsache, daß in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung versicherte Angestellte in der 
Arbeitslosenversicheruing keinen Beitrag zahlen 
(vgl. Zweiten Schriftlichen Bericht des Ausschusses 
für Arbeit über den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des AVAVG — Druck- 
sache 2714 — S. 19), wird in diesem Zusammenhang 
nur erwähnt, ist aber nicht entscheidend für die 
Regelung, die vielmehr nur den für die Arbeits- 
losenversicherung vom Hohen Hause festgelegten 
Grundsätzen entsprechen soll; dies ergibt sich im 
übrigen auch daraus, daß die gleiche Regelung für 
die Angestellten auf Binnenschiffen und deutschen 
Seefahrzeugen gelten soll. 

3. Die Ergänzung des § 160 AVAVG entspricht 
einer glieichen Bestirnrnung in § 1436 Abs. 1 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
und in § 158 Abs. 1 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, die für das Gesetz über 
Anbeitsvermittlung und A rbe i tslosen ve rsicherung 
in gleicheT Weise benötigt wird. 

4. Die Ergänzung des § 164 ergibt sich zwangs- 
läufig aus der Ergänzung des § 56. 

5. Das Gesetz soll nicht rückwirkend in Kraft 
treten, um eine nachträgliche Beitragsleistung zu 
vermeiden. 


Bonn, den 3. Mai 1957 


Varelmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses; 

Der Bundesrat wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3349 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

Bonn, den 29. April 1957 

Der Aussdii:^ für Arbeit 

Sabel Varelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, GB/BHE und dem 
Abgeordneten Walter eingebraditen Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 
- Drucksache 3349 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
{ 27 . Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versiAerung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besAlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosen versiAerung in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 23, Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S, 1018) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 69 Nr. 2 werden naA den Worten 
„pfliAtversiAert sind“ die Worte einge- 
fügt „oder von der AngestelltenversiAe- 
rungspfliAt auf Grund eines Antrages 
naA Artikel 2 § 1 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88) be- 
freit sind“. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versiAerung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besAlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über Aibeitsvermittlunjg und 
ArbeitslosenversiAerung in der Fassung der 
BekanntmaAung vom 3. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 321) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


l.In § 56 Abs. 1 Nr. 2 werden naA den 
Worten „pfliAtversiAert sind“ die Worte 
eingefügt „oder von der Angestelltenver- 
siAerungspfliAt auf Grund eines Antrages 
naA Artikel 2 § 1 des AngestelltenversIAe- 
rungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundetsgesetzbl. I S. 88) be- 
freit sind“. 

1 a. Als § 65 a wird eingefügt: 

»§ 65 a 

VersiAerungsfrei ist eine BesAäftigung 
von Angestellten auf BinnensAiffen oder 
deutsAen Seefahrzeugen sowie von Ange- 
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Entwurf 


2. Dem % 145 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt; 

„(4) Verletzt eine Einzugsstelle sdiuld- 
liaft eine der Verpflichtungen, die ihr hin- 
sichtlich des Einzuges der Beiträge zur Ar- 
!beits losen Versicherung obliegen, so ist sie 
der Bundesanstalt schadenersatzpflichtig. 
Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs über die Haftung für Vertragsver- 
letzungen finden entsprechende Anwen- 
dung. Das gilt insbesondere, wenn eine 
Einzugsstelle die Beiträge schuldhaft ver- 
spätet einzieht.“ 

3. In § 730 Abs. 2 Nr. 2 werden nach den 
Worten „maßgebend ist“ eingefügt die 
Worte „oder ohne eine Befreiung von der 
Angestelltenversicherungspflicht nach Arti- 
kel 2 § 1 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes maßgebend wäre“. 

§ 2 

Der Bandesminister für Arbeit wird er- 
mächtigty die Änderungen und Ergänzungen 
nach § 1 dieses Gesetzes sowie die Änderun- 
gen und Ergänzungen nach § 17 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes bei der Bekanntmachung 
auf Grund des Artikels X § 8 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung zu berücksichtigen. 

§3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Oberleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin, 

S 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§5 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1957 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

stellten, die in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung pflichtversichert sind, 
wenn der regelmäßige Jahresarbeitsver- 
dienst den als Grenze der Angestellten- 
versicherungspflicht für sonstige Ange- 
stellte festgesetzten Betrag übersteigt. Der 
Jahresarbeitsverdienst für Angestellte auf 
Seefahrzeugen wird auf Grund der von 
der Seekrankenkasse für die Beitragsbe- 
rechnung zugrunde gelegten Durchschnitts- 
heuer berechnet.“ 

2. Dem § 160 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt: 

(4) unverändert 


3. In § 164 Abs. 2 Nr. 2 werden nach den 
Worten „maßiMbend ist“ eitigetfügt die 
Worte „oder ohne eine Befreiung von der 
Angestelltenversicherungspflicht nach Arti- 
kel 2 § 1 des Angestellten Versicherungs- 
Neuregelungsgesetzes maßge'bend wäre“, 

S 2 

entfällt 


§ 3 

un ve r ände rt 


§ 4 

unverändert 

§5 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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